
Duma-Chef schreibt an den Bundestag – Julia Klöckner antwortet 
 
Das Originalschreiben von liegt mir leider nicht vor. Deshalb zitiere ich aus diesem 
Bericht: 
 
Der russische Parlamentschef Wjatscheslaw Wolodin hat in einer Botschaft an den Bundestag vor 
einer Eskalation der Lage zwischen beiden Ländern gewarnt. "Die heutige deutsche 
Regierungselite schafft die Voraussetzungen für eine Verschärfung der Situation und 
provoziert Zusammenstöße zwischen unseren Ländern", sagte Wolodin in einer auch als Video 
verbreiteten Botschaft. Es sei die Frage, ob die deutsche Bevölkerung eine Konfrontation wolle. "Wir 
wollen das nicht. Aber wenn es dazu kommt, dann sind wir dazu bereit", sagte Wolodin. 

 
Konkreter Anlass der Kritik Wolodins sind die jüngsten Äußerungen von Kanzler Friedrich 
Merz (CDU). "Wir wissen, dass die deutsche Regierung plant, eine Raketenproduktion in der 
Ukraine aufzubauen. Damit wird die BRD immer mehr in ein militärisches Vorgehen 
gegen Russland hineingezogen", sagte Wolodin. "Wohin das führen kann, verstehen Sie selbst", 
meinte er mit Blick auf den Zweiten Weltkrieg. 

Öffentliche Reaktion von Bundestagspräsidentin Julia 
Klöckner auf ein Schreiben des Präsidenten der russischen 
Staatsduma 

In einem Schreiben des Präsidenten der russischen Staatsduma an 
Bundestagspräsidentin Julia Klöckner droht dieser offen – auch öffentlich über die 
Medien – dem Deutschen Bundestag mit einer Verschärfung der Lage zwischen 
beiden Ländern. Er interpretiert dabei geschichtliche und politische Ereignisse um 
und unterstellt der demokratisch gewählten Regierung in Kyjiw ein faschistisches 
und terroristisches Regime zu sein, das von Deutschland unterstützt werde. Anlass 
des Briefs ist die Würdigung der Rolle der Vereinigten Staaten beim Sieg über Nazi-
Deutschland, die der Bundeskanzler gegenüber dem US-Präsidenten bei deren 
jüngsten Treffen zum Ausdruck gebracht hatte. 

Bundestagspräsidentin Julia Klöckner: „Wer die Geschichte des Zweiten Weltkriegs 
instrumentalisiert, um einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen seinen 
Nachbarn zu rechtfertigen, verhöhnt das Andenken an die tatsächlichen Opfer und 
pervertiert den Begriff der Befreiung. 

Ich sage in aller Deutlichkeit: Es gibt kein faschistisches Regime in Kyjiw. Die Duma 
täte gut daran, ein Ende des von Präsident Putin geführten Krieges zu fordern, damit 
das ukrainische Volk in Souveränität, territorialer Integrität, Frieden und Freiheit 
leben kann. Russlands Krieg ist ein brutaler, völkerrechtswidriger Angriffskrieg gegen 
die souveräne Ukraine. Allen Versuchen einer Täter-Opfer-Umkehr treten wir in aller 
Entschiedenheit entgegen. 

Der Deutsche Bundestag weiß, dass es Streitkräfte der USA, Frankreichs, der 
Commonwealth-Staaten und der damaligen Sowjetarmee – darunter viele 
ukrainische Soldaten – waren, die Deutschland von der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft befreit haben. Genau deshalb widerspreche ich entschieden jedem 
Versuch, die Geschichte umzudeuten, um heutige Gewalt zu legitimieren. Wir in 
Deutschland stehen fest an der Seite von Demokratie, Freiheit und 
Selbstbestimmung, gegen jede imperialistische Aggression! 
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Der Deutsche Bundestag lässt sich nicht einschüchtern – weder in seiner 
außenpolitischen Haltung noch in seinem geschichtlichen Selbstverständnis und 
seiner Gedenkkultur.“ 
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